
 

  

S 8 R 357/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 8
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Prozesskostenhilfe,

Einkommensberechnung, Alg II
Leitsätze -
Normenkette § 73 a SGG, §§ 114, 115 ZPO

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 R 357/05
Datum 24.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 B 376/06 R PKH
Datum 03.05.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des KlÃ¤gers wird der Beschluss des Sozialgerichts Frankfurt
(Oder) vom 24. Januar 2006 geÃ¤ndert. Dem KlÃ¤ger wird fÃ¼r den Rechtsstreit vor
dem Sozialgericht Frankfurt (Oder) ab dem 26. April 2005 Prozesskostenhilfe unter
Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin Dr. K, Aplatz , B, o h n e Ratenzahlung bewilligt.

GrÃ¼nde:

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Sozialgericht fÃ¼r den Rechtsstreit, mit
dem der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung einer Rente unter Hinweis auf seinen
Gesundheitszustand begehrt, Prozesskostenhilfe unter Beiordnung seiner
ProzessbevollmÃ¤chtigten bewilligt und im Hinblick auf ein nach nÃ¤herer
Berechnung verbleibendes Einkommen von 99,00 Euro monatlich Ratenzahlung von
30,00 Euro monatlich angeordnet.

Gegen die Verpflichtung zur Ratenzahlung wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner
Beschwerde unter Hinweis auf weitere zu berÃ¼cksichtigende finanzielle
Belastungen aus dem Bezug eines eigengenutzten Eigenheimes.
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Die Beschwerde, der das Sozialgericht nicht abgeholfen hat, ist zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger ist Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung zu bewilligen,
da er nach seinen persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen die Kosten der
ProzessfÃ¼hrung nicht, auch nicht in Raten aufbringen kann, die beabsichtigte
Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint.

Das Sozialgericht hat bei seiner Berechnung â�� unabhÃ¤ngig von der Frage, ob bei
der von BedÃ¼rftigkeit abhÃ¤ngigen GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem SGB II
Ã¼berhaupt noch eine gesonderte BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung zu erfolgen hat â�� zu
Unrecht den vom JobCenter MÃ¤rkisch-Oderland mit Bescheid vom 2. MÃ¤rz 2005
bewilligten Betrag von 533,61 Euro in voller HÃ¶he als Einkommen des KlÃ¤gers
angesehen und dabei unberÃ¼cksichtigt gelassen, dass ausweislich dieses
Bescheides das anzurechnende Einkommen der Ehefrau von 491,24 Euro nicht
ausreicht, um den ihr zugestanden Bedarf von 298,00 Euro + 214,42 Euro
abzudecken, sodass die bewilligte Leistung auch BetrÃ¤ge zu ihren Gunsten
enthÃ¤lt. Des Weiteren hat das Sozialgericht fÃ¼r Unterkunft und Heizung nur
einen Betrag von 68,55 Euro abgesetzt, wÃ¤hrend der fÃ¼r den KlÃ¤ger zu
berÃ¼cksichtigende Anteil insoweit vom JobCenter mit 214,43 Euro monatlich
anerkannt worden ist. Angesichts der Vielzahl der mit dem Erwerb des
eigengenutzten Eigenheimes verbundenen finanziellen Verpflichtungen kann auch
nicht angenommen werden, dass dieser Betrag vÃ¶llig unzutreffend sein kÃ¶nnte.
Jedenfalls ist schon im Hinblick darauf nicht ersichtlich, dass noch ein
anrechenbares Einkommen (schon gar nicht in HÃ¶he von 99,00 Euro monatlich)
verbleibt.

Daher bedarf es auch keiner KlÃ¤rung, ob der vom KlÃ¤ger genannte
Kostenzuschuss von 175,00 Euro monatlich seitens seiner Schwiegermutter, den
das Sozialgericht als Einkommen angerechnet hat, nur zur Abdeckung der
anteiligen Unterkunftskosten dient (und dann nicht als Einkommen ohne Abzug der
anteiligen Unterkunftskosten berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnte) oder einen
Zuschuss zu den Lebenshaltungskosten im Ã�brigen darstellt.

Kosten des Beschwerdeverfahrens werden nicht erstattet (Â§ 127 Abs. 4 ZPO).

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 18.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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